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■ Einleitung

Politik kann und soll nicht an den Politikbetroffenen vorbei ge-
macht werden, Demokratie bestimmt sich durch die Responsi-
vität des politischen Systems in Bezug auf die Wünsche und Prä-
ferenzen der Bürger (Dahl 1972). Die legitimatorische Rückbin-
dung der Politikgestalter an die Politikbetroffenen wird in erster
Linie durch Wahlen, bei denen Parteien als intermediäre Organi-
sationen zwischen Staat und Gesellschaft fungieren, sicherge-
stellt. Darüber hinaus existiert in Gestalt von Verbänden eine spe-
ziellere Form der Rück- und Einbindung von Politikbetroffenen in
die Politikgestaltung.

Obwohl die Aufgabe von Verbänden in erster Linie die Vertre-
tung der Interessen ihrer Mitglieder gegenüber der Politik ist, er-
folgt in der Praxis die Vertretung von Interessen parallel zur Ver-
mittlung von Informationen. Informationsbereitstellung und In-
teressenvertretung werden von den gleichen Akteuren getragen,
richten sich an die gleichen politischen Entscheidungsträger und
erfolgen über die gleichen Kanäle mit ähnlichen Mitteln. Die The-
se lautet, dass die Vertretung von Interessen stets auch die Ver-
mittlung von – zielgerichteten – Informationen ist und die Ver-
mittlung von Informationen einen wichtigen Teilaspekt der Inter-
essenvertretung darstellt. Entsprechende Konzeptionen des Ver-
hältnisses von Politik und Gesellschaft verstehen Politikgestalter
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und Politikbetroffene als wechselseitiges Austauschverhältnis,
von dem beide Seiten profitieren: Die Politikgestalter durch die
gesellschaftliche Unterstützung aufgrund „guter“ Politik, die Poli-
tikbetroffenen durch den Einfluss auf die Politikgestaltung (Hen-
ning 2000, 149; Töller 2002, 169). Die Informationsvermittlung
an die Gestalter von Politik mit dem Zweck, eine „technisch“ bes-
sere Politik zu erhalten, die die verfolgten politischen Ziele mit
dem Einsatz optimaler politischer Instrumente und unter der op-
timalen Belastung der Politikbetroffenen erreicht, ist eine mögli-
che Form von Politikberatung. 

Der vorliegende Beitrag betrachtet die Politikberatung am Bei-
spiel der EU unter der spezifischen Perspektive der Interessenver-
tretung und Informationsvermittlung durch Wirtschaftsverbän-
de 1 auf europäischer Ebene. Unterschieden wird zwischen trans-
national organisierten Euroverbänden, in denen sich die nationa-
len Verbände der Mitgliedstaaten organisiert haben2, und natio-
nalen Wirtschaftsverbänden. Die Analyse auf der Basis der Um-
fragedaten der EUROLOB-Studie (siehe Kasten 1) zeigt, dass sich
Euro- und nationale Verbände die Aufgabenfelder der Informati-
onsvermittlung und Interessenvertretung teilen und trotz Eu-
ropäisierung der Verbandsaktivitäten nationaler Verbände natio-
nale Unterschiede bestehen bleiben. Darüber hinaus, so machen
die Ergebnisse des Projektes „Europäische Gesundheitspolitik

und nationale Pharmamarktregulierung“ (siehe Kasten 1) deut-
lich, entscheidet die Bedeutung der EU im jeweiligen Politikfeld
über Form und Intensität der Interessenvertretung und Informati-
onsvermittlung auf europäischer Ebene. Im Gegensatz zu Poli-
tikbereichen wie Binnenmarkt, Agrar- oder Industriepolitik, für
die die EU die Gesetzgebungskompetenz besitzt, fällt beispiels-
weise die Gesetzgebungskompetenz im Politikfeld Gesundheit
weiterhin in den Zuständigkeitsbereich der Mitgliedstaaten. 

Die gleichwohl beobachtbare Integration des Gesundheitsbe-
reichs findet in erster Linie durch den EuGH statt, der Gesund-
heitsprodukte und -dienstleistungen vielfach dem Regime des
europäischen Binnenmarkts für Produkte und Dienstleistungen
unterstellt (vgl. die EuGH-Urteile zu den Fällen Kohll, Decker,
Vanbraekel, Smits und Peerbooms)3. So überrascht es nicht, dass
im Politikfeld Gesundheit vor allem der Pharmabereich aufgrund
des Produktcharakters seiner Erzeugnisse eine deutliche, wenn
auch unvollständige Integration aufweist: Als Produkt sind Arz-
neimittel Handelswaren und die diesbezügliche Integration ist
entsprechend vorangeschritten; als Teil des Gesundheitsbereichs
unterliegen Arzneimittel hingegen nationaler Kontrolle insbeson-
dere in Bezug auf die Preisregulierung und die Erstattungsfähig-
keit4. Auffällig ist, dass die Pharmaindustrie, die durch einen ho-
hen Konzentrationsgrad, starke Exportorientierung und im Be-

K a s t e n  1

Das Projekt „Die Europäisierung

der Interessenvertretung (EUROLOB-Projekt)“

Das am Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialfor-
schung (MZES) der Universität Mannheim durchgeführ-
te Forschungsprojekt „Die Europäisierung der Interes-
senvermittlung“ legt zu dem Thema des europäischen
Lobbyings erstmals eine umfassende empirische Unter-
suchung der Wirtschaftsverbände in der Europäischen
Union vor. An der Gesamterhebung, für die ein fünf-
zehnseitiger standardisierter Fragebogen an alle Wirt-
schaftsverbände in Frankreich, Großbritannien und der
Bundesrepublik Deutschland sowie auf EU-Ebene und
an die jeweils 20 größten Industrieunternehmen in den
drei Untersuchungsländern gerichtet wurde, nahmen
780 Wirtschaftsverbände, darunter 9 Pharmaverbände,
und 34 Großunternehmen teil.

Website: http://www.mzes.
uni-mannheim.de/projekte/pro_zeig.php?Recno=44

Das Projekt „Europäische Gesundheitspolitik und 

nationale Pharmamarktregulierung“

Das ebenfalls am MZES angesiedelte Forschungsprojekt
„Europäische Gesundheitspolitik und nationale Pharma-
marktregulierung“ untersuchte auf der Basis qualitativer
Experteninterviews zum einen die Konsequenzen der er-
zielten, jedoch unvollständig gebliebenen Integration im
europäischen Arzneimittelbereich. Zum anderen wurden
die von den betroffenen gesellschaftlichen Akteuren an-
geregten Verhandlungen zwischen Kommission, Mit-
gliedstaaten und gesellschaftlichen Akteuren aus dem
Gesundheitsbereich untersucht, bei denen in mehreren
Verhandlungsrunden nach Lösungen gesucht wurde, mit
denen die konträren gesundheitspolitischen wie auch in-
dustriepolitischen Ziele auf technisch bessere Art vereint
werden könnten.

Website: http://www.mzes.
uni-mannheim.de/projekte/pro_zeig.php?Recno=65



reich von Forschung und Entwicklung von transnationaler Koope-
ration gekennzeichnet ist, auf nationaler Ebene aufgrund der be-
sonderen Strukturbedingungen und gesellschaftspolitischen Be-
deutung des Gesundheitssektors traditionell stark in den Poli-
tikprozess eingebunden ist (Greenwood/Ronit 1991, Greenwood
1994), während sie auf europäischer Ebene als Binnenmarktteil-
nehmer agiert und daher ihre Interessenvertretung und Informa-
tionsvermittlung ganz ähnlich gestaltet wie andere konzentrierte
und finanzstarke Industriezweige, etwa die Automobilindustrie.

■ Die europäischen Adressaten
von Interessen und Informationen

Informationen, wie auch eine an diese gekoppelte Interessenver-
tretung, erlangen nur dann Wirksamkeit, wenn sie den richtigen
Adressaten erreichen. Die Politikbetroffenen, so ist zu erwarten,
wenden sich mit ihren Interessen jeweils an die für sie einschlägi-
gen politischen Adressaten und reagieren auf institutionelle Ver-
änderungen mit der Anpassung ihrer Muster und Kanäle der Ein-
flussnahme. Vor dem Hintergrund des europäischen Integrations-
prozesses bedeutet dies, dass EU-Institutionen als Adressaten in
dem Maße an Bedeutung gewinnen, in dem sie für die Politikge-
staltung wichtiger werden. 
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Die seit den 80er Jahren wachsende Zuständigkeit der EU für
unmittelbar wirksame Politik in einer Vielzahl von Politikfeldern
spiegelt sich in erster Linie in der Bedeutungszunahme der Eu-
ropäischen Kommission für die Interessenvertretung von Wirt-
schaftsverbänden wider, auch wenn dem Europäischen Parla-
ment gleichfalls ein Bedeutungsgewinn zugeschrieben wird (sie-
he Schaubild 1). Dass die Bedeutung der nationalen Ebene des-
wegen jedoch nicht abnimmt, zeigt sich an dem Fortbestehen der
Bedeutung nationaler Institutionen im Prozess der Interessenver-
tretung. Dies gilt insbesondere für die nationalen Regierungen,
die als Vertreter im Rat Hauptziel der von den Euroverbänden ko-
ordinierten europäisch-nationalen Doppelstrategien sind (siehe
unten). 

Die Veränderungen des institutionellen Umfelds spiegeln sich
in der Einschätzung der Rolle und Zugänglichkeit der einzelnen
europäischen Institutionen als Adressaten von Interessen und In-
formationen durch die Wirtschaftsverbände wider.

■ Das Europäische Parlament (EP)

Aus Sicht der Wirtschaftsvertreter hat neben der Europäischen
Kommission vor allem das EP, das im europäischen Institutio-

s c h a u b i l d  1

Einschätzung des Bedeutungswandels der europäischen und nationalen Institutionen seit den 80er Jahren

durch die Euroverbände und die nationalen Verbände (in Prozent)
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nengefüge die stärkste Zunahme politischer Gestaltungsrechte
verzeichnen kann, für die Interessenvertretung an Relevanz ge-
wonnen. Während für das Binnenverhältnis der EU-Institutio-
nen die neuen Mitspracherechte des EP bei der Bestellung der
Kommission von Bedeutung sind, basiert der seitens der Inter-
essenvertreter wahrgenommene Bedeutungszuwachs vor allem
auf der Ausweitung des Mitentscheidungsverfahrens, das die
Beteiligung des EP im europäischen Gesetzgebungsprozess fest-
schreibt. Doch die Einschätzung des EP durch die Wirtschafts-
verbände ist zwiespältig. Einerseits erweist sich das EP nicht als
aktiver Gesprächspartner von Wirtschaftsverbänden, denn nur
48,9 Prozent der an der Umfrage beteiligten Wirtschaftsverbän-
de wurde bisher vom EP zur Klärung von Sachfragen angespro-
chen und 84,2 Prozent der befragten Wirtschaftsverbände for-
dern, dass ihnen das EP mehr Beachtung schenken sollte. 

Andererseits werden die Wirtschaftsverbände ihrer doppel-
ten Rolle als Interessenvertreter und Informationsvermittler ge-
genüber dem EP (noch) nicht gerecht, und das EP rangiert bei
der Aufzählung der für die europäische Interessenvermittlung
wichtigsten Institutionen deutlich hinter der Kommission und
den nationalen Regierungen (Kohler-Koch/Quittkat 1999). Die
negativen Folgen einer verspäteten Anpassung der Strategien
der Informationsvermittlung und der Interessenvertretung an
die gewachsene Bedeutung des EP veranschaulichen die Ereig-
nisse um die Einführung von Patenten auf gentechnische Inno-
vationen. Gewohnt, die zuständigen Fachleute im ausschlagge-
benden Kommissionsdirektorat zu überzeugen, übersah die
Pharmaindustrie lange Zeit den Bedeutungszuwachs des EP. Sie
versäumte es, die europäischen Parlamentarier in ihre Interes-
senvertretung einzubeziehen, etwa durch die Bereitstellung von
technisch-inhaltlichen Informationen zu der komplexen Rege-
lungsmaterie. Umwelt- und Verbraucherschützer hingegen be-
saßen mit ihrer traditionellen Fokussierung auf das EP, dessen
Abgeordnete sich als Vertreter der „europäischen Öffentlich-
keit“ und als Repräsentanten öffentlicher Interessen wie Um-
welt- und Verbraucherschutz verstehen, in diesem Fall die bes-
sere Strategie (Shechter 1998, 131 ff).

■ Der Rat der EU

Der Rat der EU sollte als abschließendes Beschlussorgan im eu-
ropäischen Gesetzgebungsprozess der bevorzugte Adressat von
Lobbyisten sein, doch erweist er sich im Gegensatz zu EP und
Kommission aufgrund seiner Zusammensetzung aus nationalen
Ministern als eine eher unzugängliche politische Institution
(Quittkat/Kohler-Koch 2000). Zwei Drittel (63,7 Prozent) der na-
tionalen und Euroverbände bewerten den Zugang zum Rat als
eher schwierig oder gar sehr schwierig. Entsprechend werden
Einfluss und Informationsflüsse in der Regel über die den Rat
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konstituierenden nationalen Regierungen kanalisiert, denen zwei
Drittel (63,2 Prozent) der Verbände eine große Offenheit atte-
stieren. Dabei reicht die Interessenvertretung nationaler Verbän-
de bei der eigenen Regierung als Lobbyinginstrument gegenüber
dem Rat nicht aus. Vor dem Hintergrund der zunehmenden
Mehrheitsabstimmungen im Rat bedarf es häufig einer transna-
tional koordinierten europäisch-nationalen Doppelstrategie, um
Einfluss auszuüben. So nahm beispielsweise der europäische
Pharmaverband European Federation of Pharmaceutical In-
dustries and Associations (EFPIA) bei der Einführung des ergän-
zenden Patentschutzzertifikats die nationalen Mitgliedsverbände
zur Beeinflussung der jeweiligen Regierungen in die Pflicht, um
die gewünschte Ratsmehrheit zu erreichen.

■ Die Europäische Kommission

Im Vergleich zum Rat und zum EP erweist sich die Kommission
aufgrund ihrer zentralen Rolle im europäischen Gesetzgebungs-
prozess als wichtigster europäischer Adressat von Interessen und
Informationen. Da die Kommission im Prozess der Politikformulie-
rung auf das Fachwissen der betroffenen Gruppen angewiesen ist,
zeigt sie sich gegenüber organisierten Interessen äußerst offen.
Stärker als in den meisten Mitgliedstaaten der EU werden Exper-
ten und Politikbetroffene in den europäischen Politikprozess in
Form der Beteiligung an Foren, „Runden Tischen“ und Ausschüs-
sen einbezogen. Neben den im Vertragstext selbst erwähnten
Ausschüssen, wie etwa dem Wirtschafts- und Sozialausschuss
oder dem Ausschuss der Regionen, für die bei bestimmten Ge-
setzgebungsprojekten eine Konsultationspflicht besteht, existieren
eine Reihe weiterer Ausschüsse mit Beratungsfunktion für die Po-
litikformulierung (Töller 2002), die mit Vertretern von Regierungen
und EU-Institutionen, wissenschaftlichen Experten und Interessen-
vertretern besetzt sein können. Die hinter diesen Ausschüssen ste-
hende Motivation der EU-Institutionen als einberufenden Organen
ist einerseits die technisch-inhaltliche Verbesserung der Politik
durch die Erschließung der fachlichen Expertise der Politikbetrof-
fenen, andererseits die legitimitätsgenerierende Einbindung der
Politikbetroffenen in die Formulierung und Implementation von
Politik (Héritier 1994, Pappi/Schnorpfeil 1996, 139ff). 

Im Rahmen themenspezifischer Arbeitskreise, wie sie jüngst
auch in Deutschland in Form der Hartz- und Rürup-Kommission
zu finden sind, gehen Informationsvermittlung und Interessen-
vertretung ineinander über. Gerade der Pharmabereich, in dem
die Kommission wegen der Ausklammerung des Gesundheits-
sektors aus der Politikgestaltungskompetenz der EU nur auf-
grund der inhaltlichen Verbindung zur Industriepolitik aktiv ist,
bietet Beispiele der Kombination von Informationsvermittlung
und Interessenvertretung, wie sie typisch für die Aktivitäten von
Wirtschaftsverbänden sind. 



bedeutende Rolle als Informationslieferant zukommt, wobei un-
terschiedliche Interessenvertreter unterschiedliche „Informati-
ons-Kompetenzen“ und unterschiedliche Aufgaben bei der
Interessenrepräsentation abdecken.

Interessenvertretung

■ In der Regel zeichnen transnational organisierte Euroverbände
für die EU-Ebene zuständig. Da die meisten Euroverbände einen
sehr hohen Repräsentativitätsgrad aufweisen6, sind sie am be-
sten positioniert, den europäischen Institutionen, allen voran der
Kommission, ein aggregiertes und – soweit möglich – auch fach-
lich abgesichertes Meinungsbild der von ihnen vertretenen Un-
ternehmen zu präsentieren. Dabei wirkt die Kommission vielfach
selbst durch ihre Präferenz für europäische Interessenorganisa-
tionen aktiv auf die europäische Organisationsstruktur der Inter-
essenvertretung ein, indem sie finanzschwachen Gruppen Fi-
nanzhilfen zur Gründung eines Euroverbandes zur Verfügung
stellt, wie im Falle der European Womens Lobby (EWL), oder in-
dem sie bei finanzstarken Gruppen den Zugang zum Politikpro-
zess – und damit letztlich den Erfolg bei der Mitgestaltung von
Politik – an die eigenständige Gründung von Euroverbänden
knüpft. So sahen sich die nationalen Generikaverbände nach
ihren Erfahrungen im Rahmen der Einführung des ergänzenden
Schutzzertifikats, durch das die effektive Patentschutzzeit für
Arzneimittel verlängert wurde, gezwungen, einen entsprechen-
den Euroverband (European Generic medicines Association,
EGA) zu gründen (Shechter 1998, 76 und 98ff).

■ Nationale Verbände dagegen zeichnen für die nationale Ebene
zuständig, vor allem für die nationale Komponente der von den
Euroverbänden koordinierten Doppelstrategie, wie Verbandsver-
treter vielfach betonen (Quittkat 2003). Dennoch bestehen auch
im Rahmen der Interessenvertretung direkte Kontakte nationaler
Verbände zur EU-Ebene, z.B. wenn die Filterfunktion der Euro-
verbände dazu führt, dass national konzentrierte Minderheits-
meinungen innerhalb der Position des Euroverbandes unberück-
sichtigt bleiben.

■ Eigenständige Aktivitäten von Firmen schließlich lassen sich
auf nationaler wie europäischer Ebene finden, wobei nationales
Firmenlobbying in Deutschland vergleichsweise selten, in Frank-
reich und Großbritannien hingegen häufiger vorkommt (Van
Schendelen 1993). Auf europäischer Ebene können sich nur
multinationale Unternehmen direktes Firmenlobbying leisten,
denn der Ressourcenaufwand für eine Firmendependance in
Brüssel ist erheblich. Obwohl die Gefahr besteht, dass selbst-
ständiges Lobbying der Unternehmen die Repräsentativität, die
Filter- und Aggregationsfunktion und die Verpflichtungsfähigkeit
der Euro-, aber auch der nationalen Verbände beschädigt, se-
hen viele Verbände die eigenständigen Lobbyingaktivitäten ihrer

Bei der Analyse der Abläufe der von der Kommission einberu-
fenen Frankfurter Runden Tischen „Completing the Single Phar-
maceutical Market“ von 1996 bis 1998 zeigte sich zum einen,
dass die Kommission erst auf Basis der vom europäischen Phar-
maverband EFPIA präsentierten Problemlage im Politikfeld Arz-
neimittelpreisregulierung und -parallelhandel aktiv wurde. Im Zu-
ge des Integrationsprozesses war eine Kombination von freier
Handelbarkeit für Medikamente bei gleichzeitiger Beibehaltung
nationaler Preisregulierungen entstanden. Die innereuropäischen
Preisunterschiede als Folge dieser nationalen Preisregulierungen
fördern den Parallelhandel mit Arzneimitteln. Indem die Pharma-
verbände nun die Kommission, speziell das Generaldirektorat Un-
ternehmen, über die industriepolitischen Konsequenzen infor-
mierten, gelang es ihnen, einen Teilaspekt des Politikbereichs Ge-
sundheit, der in die Kompetenz des Mitgliedstaaten fällt, in den
Politikbereich Wirtschaft, der weitgehend in den Zuständigkeits-
bereich der Kommission fällt, zu verlagern. Die Verhandlungen
zwischen der Pharmaindustrie und dem zuständigen Generaldi-
rektorat waren kooperativ und gekennzeichnet von einem intensi-
ven Fluss von technischen Detailinformationen über die wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen der Pharmaindustrie (Kotzian
2003). Ähnliches gilt für den von der Kommission 2000 initiierten
G10-Prozess, bei dem es sich um eine „High Level Group“ aus EU-
Kommissaren, nationalen Gesundheits- und Wirtschaftsministern
und Vertretern von betroffenen gesellschaftlichen Interessen han-
delte, die sich mit dem Problemkreis Arzneimittelmarkt und -fi-
nanzierung befasste. Auch hier ließen sich die klassischen Wege
der Interessenvertretung und Informationsvermittlung finden: Ge-
sellschaftliche Akteure wurden zu schriftlichen Stellungnahmen
aufgefordert und waren an den Sitzungen auf Arbeitsebene betei-
ligt, wobei von Seiten der Kommission ergänzend wissenschaftli-
che Gutachten hinzugezogen wurden (Gambardella et al. 2000)5.

Die im Vergleich zum Rat oder zum EP größere Offenheit der
Kommission gegenüber Interessenvertretern der Industrie und
die Einbindung von Verbänden in den Prozess der Politikgestal-
tung sollte jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass die auf
nationaler Ebene übliche Rollenverteilung zwischen der mit for-
mellen Kompetenzen ausgestatteten Regulierungsinstanz und
den Politikbetroffenen, die sich aktiv um Einfluss bemühen müs-
sen, auch auf europäischer Ebene besteht. Kontakte zwischen
Kommission und Wirtschaftsvertretern werden in der Wahrneh-
mung der Verbände mehrheitlich von den Wirtschaftsrepräsen-
tanten selbst initiiert (60,1 Prozent). 

■ Aufgabenteilung bei der Interessenvertretung
und Informationsvermittlung

Die Umfrageergebnisse des EUROLOB-Projektes zeigen, dass
den Wirtschaftsverbänden im europäischen Politikprozess eine
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Mitglieder als unproblematische oder sogar sinnvolle Ergänzung
zur eigenen Arbeit.

Hintergrund der Akzeptanz eigenständiger Interessenvertre-
tungsaktivitäten der Firmen ist die für die verschiedenen Akteure
spezifische „Informations-Kompetenz“. Die Umfragedaten lassen
neben der Arbeitsteilung bei der Interessenvertretung auch eine
Aufgabenteilung bei der Informationsvermittlung zwischen eu-
ropäischen und nationalen Verbänden sowie Unternehmen er-
kennen.

Informationsvermittlung

■ Euroverbände werden von der Kommission besonders als In-
formationsquelle für technische und ökonomische Fragen heran-
gezogen. Aufgrund ihrer Filterfunktion können Euroverbände der
Kommission in diesem Bereich Informationen zur Verfügung stel-
len, die bereits das Ergebnis eines internen Abstimmungsprozes-
ses zwischen den nationalen Mitgliedsverbänden sind. 

■ Bezüglich juristischer Fragen und der Abschätzung politischer
Folgen hingegen haben nationale Verbände die größere Kompe-
tenz, da sie das jeweils eigene nationale Rechtssystem besser
kennen und selbstverständlich auch die politische Stimmung im
eigenen Land sicherer einschätzen können.

■ Schließlich wird gerade den multinationalen Unternehmen ei-
ne besondere Expertise bezüglich der nationalen Rechts-, Steu-
er- und Sozialgesetzsysteme zugeschrieben, da sie von Unter-
schieden zwischen den Mitgliedstaaten maßgeblich betroffen
sind.

■ Nationale Unterschiede in der
Interessenvertretung

Der Aufgabenteilung im europäischen Kontext zwischen Firmen,
nationalen Verbänden und Euroverbänden stehen differierende
Traditionen oder Sichtweisen der Rolle organisierter Interessen in
den EU-Mitgliedstaaten gegenüber, die zu Unterschieden bei den
europäischen Aktivitäten nationaler Verbände führen. Besonders
deutlich wirkt sich die Unterschiedlichkeit der nationalen Rolle
von Verbänden auf die Aktivitäten nationaler Verbände im Ver-
lauf des europäischen Politikzyklus aus.

„Politikzyklus“ ist ein Sammelbegriff für den Politikprozess
von der Gestaltung der politischen Tagesordnung (Agenda-Set-
ting) über die Sammlung potenzieller Lösungen und die an-
schließende Politikformulierung bis hin zur Politikimplementati-
on. Für die Interessengruppen ergibt sich aus dem Politikzyklus,
wann, wo und wie sie Informationen und ihre Interessen in den
Entscheidungsprozess einspeisen können. Die Zugänglichkeit

der politischen Akteure in den einzelnen Phasen des Politikzy-
klus variiert je nach Mitgliedstaat und traditionellem Rollenver-
ständnis der Interessenverbände, sodass sich national erprobte
Strategien nicht immer auf den europäischen Politikzyklus über-
tragen lassen. 

Aufgrund der Bemühungen der Kommission, sich durch „gute
Politik“ zu legitimieren, um ihre mangelnde demokratische Legiti-
mation auszugleichen, und aufgrund der Dominanz der Europäi-
schen Kommission in den frühen Phasen des europäischen Poli-
tikzyklus ist der europäische Politikprozess durch besondere Of-
fenheit in den Phasen der Gestaltung der politischen Tagesord-
nung und der Politikformulierung gekennzeichnet. Dies kommt
vor allem in der Zugänglichkeit der Kommission für Interessen-
gruppen zum Ausdruck, während die Implementation der eng
formulierten Gesetzestexte, die durch die Mitgliedstaaten erfolgt,
keinen Gestaltungsspielraum lässt. 

In Frankreich werden Verbände traditionell eher als Sprachrohr
partikularer Interessen betrachtet, denen der unparteiische, das
Gemeinwohl verkörpernde Staat distanziert gegenüber steht.
Verbände können nur in Ausnahmefällen die politische Tagesord-
nung mitgestalten und werden nur bedingt an der Politikformu-
lierung beteiligt, während in der Implementationsphase ausrei-
chender Gestaltungsspielraum besteht, um Ausnahmeregelungen
zu ermöglichen (Schmidt 1999). 

In Deutschland dagegen werden Verbände in die Gestaltung
des Politikprozesses einbezogen. Die umfassend organisierten
deutschen Wirtschaftsverbände und Gewerkschaften, zwischen
denen ein weitgehendes Kräftegleichgewicht besteht und die be-
zogen auf ihre Mitglieder eine starke Verpflichtungsfähigkeit auf-
weisen, fungieren als „Partner“ des Staates bei der Politikformu-
lierung und Implementation (Schmidt 1999). 

In Großbritannien schließlich bestand lange ein gesellschaftli-
cher Grundkonsens darüber, dass das Gemeinwohl Ergebnis der
politischen Auseinandersetzung konkurrierender Interessen mit
gleichberechtigtem Zugang zu politischen Entscheidungsträgern
ist, trotz der Schwächung der Gewerkschaften seit den 1980er
Jahren lässt sich weiterhin eine Präferenz öffentlicher Entschei-
dungsträger für traditionell anerkannte Interessenorganisationen
wie die großen Gewerkschaften und Wirtschaftsverbände kon-
statieren (Grant 2001). Seit dem Rückzug aus der Regulierung-
stätigkeit in den achziger Jahren setzt der britische Staat zuneh-
mend auf die Selbstregulierungsfähigkeit der Politikbetroffenen,
was insgesamt betrachtet die Kontakte zwischen Staat und Wirt-
schaftsverbänden reduziert, zugleich aber in einer stärkeren Ein-
bindung der Verbände in die Politikimplementation mündet
(Greenwood/Jordan 1993, 73). 
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Trotz großer Gemeinsamkeiten bei den Aktivitäten der natio-
nalen Verbände im Verlauf des europäischen Politikzyklus, wie
die häufigen Kontakte auf nationaler wie europäischer Ebene in
der Phase der Politikformulierung zeigen, werden nationale Un-
terschiede zwischen deutschen, französischen und britischen
Verbänden erkennbar, die auf das Rollenverständnis in den Mit-
gliedstaaten verweisen (siehe Tabelle 1). So sind die Aktivitäten
der französischen Verbände im Rahmen europäischer Interes-
senvertretung und Informationsvermittlung zwar nicht durch ei-
ne Konzentration auf die Implementationsphase, wohl aber
durch den verspäteten Einsatz erst zum Zeitpunkt der Politikfor-
mulierung gekennzeichnet. Deutsche Verbände dagegen sind
bereits bei der Gestaltung der politischen Tagesordnung aktiv
und profitieren bei der Einbindung in den europäischen Poli-
tikprozess von ihren nationalen Erfahrungen. Britische Verbände
schließlich nehmen hinsichtlich der Aktivitäten zum Zeitpunkt
der Gestaltung der politischen Tagesordnung eine Mittelposition
ein und zeichnen sich durch eine Konzentration auf die Imple-
mentationsphase aus, bei der im europäischen Kontext aber nur
noch geringer Spielraum für die Mitgestaltung besteht. Vor dem
Hintergrund, dass britische Verbände im nationalen Kontext seit
den achziger Jahren vor allem in die Implementation von Politik
eingebunden werden und die Implementation europäischer Poli-
tik durch die Mitgliedstaaten der EU erfolgt, überrascht der hohe

Aktivitätsgrad der Briten in dieser Phase des europäischen Poli-
tikprozesses trotz der Inkongruenz mit dem europäischen Poli-
tikprozess kaum.

■ Instrumente der Interessenvertretung
und Informationsvermittlung

Trotz nationaler Unterschiede bei den Aktivitäten im Verlauf des
europäischen Politikzyklus variiert die Einschätzung der Nützlich-
keit der Instrumente der Informationsvermittlung und Interes-
senvertretung nur geringfügig nach dem Herkunftsland der Ver-
bände, während sich aufgrund der unterschiedlichen Aufgaben-
stellung zwischen Euroverbänden einerseits und nationalen Ver-
bänden andererseits stärkere Abweichungen ausmachen lassen. 
Sowohl nationale als auch Euroverbände achten bei der Auswahl
der Kontaktpersonen im Rahmen europäischer Interessenvertre-
tung vor allem auf die fachliche Zuständigkeit, obwohl persönli-
che Bekanntschaft gleichfalls eine Rolle spielt. Gezielte wie regel-
mäßige Kontakte sind wichtig, um eigene Interessen gegenüber
öffentlichen Akteuren zu vertreten, denn sie dienen dazu, gegen-
seitiges Vertrauen – auch in die Qualität von Informationen –
aufzubauen. Gemeinsame Nationalität und Sprache dagegen
werden von den Euroverbänden deutlich seltener als von den
nationalen Verbänden für die Auswahl der Kontaktpersonen als

Ta b e l l e  1  –  P o l i t i k z y k l u s

Anteil der nationalen Wirtschaftsverbände, die in den Phasen des europäischen Politzyklus auf

europäischer und nationaler Ebene sehr aktiv sind (in Prozent)

Häufige Kontakte zu europäischen Institutionen
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Häufige Kontakte zu nationalen Institutionen

Deutsche Verbände Britische Verbände Französische Verbände

Gestaltung der Tagesordnung 41,2 24,2 9,9
Formulierung des 
Kommissionsvorschlags 61,9 47,4 53,5
Beratung im EP 34,8 21,4 31,6
Beratung im Rat 31,6 17,8 26,4
Implementation 55,3 48,9 42,1

Deutsche Verbände Britische Verbände Französische Verbände

Gestaltung der Tagesordnung 59,8 40,8 25,8
Formulierung der nationalen 
Position zum Kommissionsvorschlag 69,2 57,0 68,3
Formulierung des nationalen
Durchführungsgesetzes 62,8 57,2 60,4
Implementation 55,9 60,9 58,5
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wichtig eingeschätzt  (siehe Tabelle 2): Die Personalpolitik der
Euroverbände ist an das multinationale Umfeld der EU ange-
passt und die Kontaktaufnahme mit europäischen Beamten auf
der Basis gemeinsamer Nationalität wäre dem „europäischen“
Selbstverständnis der Euroverbände unangemessen.

Die formalen Mittel der Informationsvermittlung und Interes-
senvertretung wie schriftliche Stellungnahmen, die Präsenz in
Anhörungen und die Bereitstellung wissenschaftlicher Gutachten
werden von Euroverbänden häufiger als nützlich eingeschätzt als
von nationalen Verbänden (siehe Tabelle 3). Insbesondere bei
den Kommissionsbeamten, die die zumeist technisch ausgerich-
teten Gesetzesentwürfe ausarbeiten müssen, sind schriftliche
Stellungnahmen sinnvoll platziert, wenn sie als Formulierungshil-
fe verwendet werden können und die Euroverbände ihre Aggre-
gationsfunktion gut erfüllen. Die bessere Bewertung der Beteili-
gung an Anhörungen, Gremien und Ausschüssen durch die Euro-
verbände ist auf die unterschiedlichen Aufgabenbereiche der
Verbände zurückzuführen. Wie beschrieben, setzt die Kommissi-
on Anhörungen zwar gerne ein, um möglichst viele verschiedene
Aspekte, Informationen und Einstellungen zu einem Geset-
zesprojekt zu hören, einzelne Außenseiterpositionen nationaler
Verbände haben jedoch nur selten Chancen, sich gegen ein be-
reits gut etabliertes Meinungsbild, das innerhalb eines Eurover-
bandes ausgehandelt wurde, durchzusetzen. 

Am deutlichsten divergiert zwischen Euroverbänden und na-
tionalen Verbänden die Einschätzung der Nützlichkeit wissen-

schaftlicher Gutachten als Instrument der Informationsvermitt-
lung, um auf den Willensbildungsprozess der Kommission Ein-
fluss zu nehmen. Bei genauer Betrachtung zeigt sich allerdings,
dass die Trennlinie in der Nüzlichkeitseinschätzung wissenschaft-
licher Gutachten zwischen Euroverbänden und französischen
Verbänden einerseits und britischen und deutschen Verbänden
andererseits verläuft: 55,9 Prozent der Euroverbände und 48,0
Prozent der französischen Wirtschaftsverbände bewerten im Ge-
gensatz zu 27,7 Prozent der deutschen und 27,7 Prozent der bri-
tischen Verbände wissenschaftliche Gutachten als sehr nützliches
Mittel der Interessenvertretung. Die Ursache hierfür liegt in den
unterschiedlichen nationalen Traditionen, denn in Frankreich, wo
der Politik oftmals eine gewisse Affinität zur Technokratie unter-
stellt wird, sind Wissenschaftler nicht nur als Politikberater aktiv,
sondern auch in der Öffentlichkeit und in den Medien sehr viel
stärker präsent als in Großbritannien oder Deutschland (Quittkat
2002). Die positivere Bewertung wissenschaftlicher Gutachten
durch die Euroverbände spiegelt die Erfahrung wider, dass die
Kommission vielfach wissenschaftliche Experten zur Politikfor-
mulierung hinzuzieht.

Es überrascht kaum, dass die Mobilisierung der Medien und
der Öffentlichkeit nur von einer Minderheit von rund einem
Drittel der nationalen und Euroverbände als nützliches Instru-
ment der europäischen Interessenvertretung eingeschätzt wird
(siehe Tabelle 3). Typischerweise wird die Mobilisierung der Öf-
fentlichkeit nur dann als Instrument eingesetzt, wenn der Poli-
tikgestaltungsprozess sehr weit vorangeschritten ist, denn diese

Ta b e l l e  2  –  A u s w a h l k r i t e r i e n
Anteil der Wirtschaftsverbände, die bei der Auswahl ihrer Kontaktpersonen auf europäischer Ebene 

folgende Kriterien als „sehr wichtig“ einschätzen (in Prozent)
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Euroverbände Nationale Verbände

Zuständigkeit 76,7 77,1
Persönliche Bekanntschaft 54,4 43,8
Sprache 12,8 28,4
Nationalität 11,2 17,9
Parteizugehörigkeit 8,3 5,0

Ta b e l l e  3  –  I n s t r u m e n t e

Anteil der Wirtschaftsverbände, die folgende Instrumente im Rahmen europäischer Interessenvertretung

und Informationsvermittlung als „sehr nützlich“ einschätzen (in Prozent)
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Euroverbände Nationale Verbände

Schriftliche Stellungsnahmen 73,6 58,5
Präsenz in Anhörungen 58,8 41,8
Wissenschaftliche Gutachten 54,8 31,4
Mobilisierung der Medien 31,2 35,3
und der Öffentlichkeit
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1 Unter den Begriff „Wirtschaftsverband“ fassen wir in erster Linie
Industrieverbände. In der EUROLOB-Umfrage wurden
Arbeitgeberverbände nur dann der berücksichtigt, wenn sie 
zugleich als Industrieverbände tätig sind, wie dies in Frankreich
meist üblich ist. Gewerkschaften blieben in beiden Forschungs-
projekten unberücksichtigt.

2 Viele Euroverbände zählen auch nationale Verbände aus Drittstaaten
zu ihren Mitgliedern; dies trifft vor allem auf Verbände aus den künfti
gen Beitrittsländern wie beispielsweise Estland, Malta oder Polen zu. 
Darüber hinaus gibt es Euroverbände, die neben der Mitgliedschaft 
nationaler Verbände auch die Direktmitgliedschaft von Firmen zulas
sen, wie etwa der europäische Pharmaverband EFPIA.

3 Analysen der Rechtssprechung hierzu bei Thier 1990, Kröck 1998,
Kötter 1998, Mossialos/McKee 2002 und Schmucker 2003.

4 Die Integration des Pharmabereichs blieb bisher unvollständig, denn
zwar wurden z.B. die Bedingungen für die Handelbarkeit von
Medikamenten geschaffen, die Kontrolle über die Preise, 
wofür ÖBIG (2001) einen Überblick liefert, blieb – als Teil der
organisatorischen Gesundheitspolitik – jedoch in nationaler
Kompetenz.

Fußnoten

Form der Interessenvertretung erlaubt es nicht, gestalterisch
über Informationsvermittlung in den Politikprozess einzugreifen.
In der Regel sind es eher Vertreter gesamtgesellschaftlicher In-
teressen wie Verbraucher- und Umweltverbände, die versuchen,
über die Mobilisierung der Öffentlichkeit Einfluss auf den Wil-
lensbildungsprozess der Kommission zu nehmen7, so etwa bei
der „No Patents on Life“-Kampagne, die sich gegen die Paten-
tierbarkeit von genetisch veränderten Organismen richtete
(Shechter 1998, 138ff).

■ Resumée

Die Bedeutung der EU-Institutionen als Adressaten von Informa-
tionen und Interessenpositionen nimmt in dem Maße zu, in dem
die EU für die Politikgestaltung an Bedeutung gewinnt; nationale
Wege der Einflussnahme verlieren jedoch nicht an Relevanz, viel-
mehr ergänzen sich beide Wege zu einer europäisch-nationalen
Doppelstrategie, bei der sich nationale Verbände und Eurover-
bände arbeitsteilig engagieren. 

Motiviert, durch technisch gute Politik die eigene Legitimation
zu stärken, sind die EU-Institutionen, insbesondere die Europäi-
sche Kommission, relativ offen für Interessenvertretung und In-

formationsvermittlung. Für beide Aktivitäten der Verbände gibt
es standardisierte Zugangsmöglichkeiten wie die themenspezifi-
schen Ad-hoc-Arbeitskommissionen oder die Bereitstellung wis-
senschaftlicher Informationen, und es haben sich regelmäßige
Kontakte zwischen Kommission und gesellschaftlichen Interes-
sen etabliert. Strategien von nationalen Verbänden, deren Be-
sonderheiten sich aus unterschiedlichen Traditionen der Einbe-
ziehung von Interessengruppen ergeben, haben sich mittlerweile
an das institutionelle Gefüge und die Prozesseigenheiten auf EU-
Ebene weitgehend angepasst, auch wenn nationale Besonder-
heiten im unterschiedlichen Aktivitätsgrad im Verlauf des eu-
ropäischen Politikzyklus und zum Teil auch in der Instrumenten-
wahl erkennbar bleiben.

Die Prozesse der Informationsvermittlung und Interessenver-
tretung in der Gesundheitspolitik im weitesten Sinne unterschei-
den sich nicht per se von denen im Wirtschaftsbereich; die Un-
terschiede liegen vielmehr darin begründet, dass die Kommissi-
on mangels EU-Kompetenzen in diesem Bereich nicht der primä-
re Adressat ist. Dort, wo die Politikgestaltung auch im Gesund-
heitsbereich in die Kompetenz der EU fällt, etwa bei Arzneimit-
teln, entsprechen die Aktivitäten der Vertreter der Pharmain-
dustrie denen anderer Industrievertreter. ∆

5 Die Dokumente des G10-Prozesses sind im Internet über die Website
http://pharmacos.eudra.org/F3/g10/p3.htm zugänglich.

6 68,8 Prozent der Euroverbände repräsentieren über 75 Prozent ihrer  
(laut Satzung) potenziellen Mitglieder, während nur 55,5 Prozent der 
nationalen Verbände in Frankreich, Deutschland und Großbritannien 
einen ähnlich hohen Repräsentativitätsgrad aufweisen. 

7 Der Mangel einer „gesamteuropäischen“ Öffentlichkeit erschwert
auch für Vertreter gesamtgesellschaftlicher Interessen die Mobili-
sierung der Öffentlichkeit, weil sie über die nationalen 
Öffentlichkeiten erfolgen muss. Dennoch kann sie ein probates 
Mittel sein, Einfluss auf den Willensbildungsprozess der Kommission
zu nehmen, da die Legitimation der Kommission von ihrer Akzeptanz
durch die Bevölkerung der Mitgliedstaaten abhängt
(Imig/Tarrow 2001).
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